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INDUSTRIEPOLITIK

Winfried Fuest, Peter-Rüdiger Puf

Erfahrungen mit der „neuen Industriepolitik“
Die geplante Fusion von Daimler-Benz und Messerschmitt-Bölkow-Blohm hat die 

ordnungspolitische Diskussion um eine „koordinierte Industriepolitik" neu belebt. Dr Winfried 
Fuest und Dr Peter-Rüdiger Puf untersuchen, ob national und international die Erwartungen 

erfüllt wurden, die an die „neue Industriepolitik" geknüpft wurden.

Im M ittelpunkt der D iskussion um die Industriepolitik 
stehen Forderungen nach einer zie lgerichteten, ab­

gestim m ten Koordination von Staat und W irtschaft zur 
Bewältigung des Strukturwandels, aber ebenso erste in­
dustriepolitische G ehversuche einzelner Bundesländer. 
Die geplante Fusion von Daim ler-Benz und MBB gilt 
m ittlerweile als industriepolitischer Paradefall; o rd­
nungspolitische Sünde für die einen, dringend notwen­
dige Neuordnung der Deutschen Luft- und Raum fahrtin- 
dustrle für die anderen. Schon m acht die Forderung 
nach einer „Europäischen Industriepolitik“ die Runde. 
Dies geschieht in der Bundesrepublik zu einer Zeit, in 
der gerade die Länder mit jahrzehntelanger Tradition 
branchenspezifischer Industriepolitik, handelspolitischer 
Protektionismen und umfassender staatlicher Förderung 
angeblich zukunftsorientierter Industriezweige die Gefahr 
massiver Fehlinvestitionen immer deutlicher sehen.

Hinter dem Stichwort Industriepolitik verbirgt sich 
nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland, sondern 
auch in Frankreich, Japan und den USA ein „sch ille rn ­
des“ Phänomen. Die Kom plexität und den Facetten­
reichtum der industriepolitischen Diskussion in diesen 
Ländern belegt alle in schon die große Anzahl der in Poli­
tik und W issenschaft verwendeten unterschiedlichen 
Definitionen.

In der Bundesrepublik wird Industriepolitik zunächst 
interpretiert im Sinne von neuen Kooperationsform en 
von Unternehm en, G ewerkschaften und Regierung zur 
Erleichterung w irtschaftlicher Anpassungsprozesse bis 
hin zu aufeinander abgestim m ten Maßnahmen und Be­
strebungen, um auf die Entw icklung der Industrie maß­
geblich einzuwirken. Damit wird unter dem Begriff Indu-

Dr. Peter-Rüdiger Puf, 47, ist Le iter de r Abte ilung  
Allgem eine W irtschaftspolitik beim  Bundesver­
band de r Deutschen Industrie (BDI) in Köln, D r 
W infried Fuest, 42, is t Referats le iter für F inanzen  
und Steuern am Institut der Deutschen W irtschaft 
in Köln.

striepolitik sowohl die a ltbekannte S trukturpolitik ver­
standen als auch die m oderne Variante der neuen Indu­
striepolitik im Sinne des „pro tecting the losers and 
picking the w inners“ '.

Andere Industrieländer, w ie z. B. Frankreich, „begre i­
fen Industriepolitik prim är als den Versuch, m ittels indi­
kativer staatlicher P lanung den Erfolg e inheim ischer 
H erste ller bestim m ter neuerTechnologien und Produkte 
auf dem  M arkt s icherzuste llen“ .̂

In Japan versteht man dagegen, w ie noch zu belegen 
sein wird, unter Industriepolitik prim är „einen Prozeß 
der Konsensbildung und des Inform ationsaustausches 
zw ischen Industrie, Politik, Banken und G ewerkschaf- 
ten “ ^

In den USA wird die Defin itionsproblem atik dieses Be­
griffs besonders deutlich. „Trotz der Existenz zahlre i­
cher protektion istischer Im portbeschränkungen bestritt 
die Reagan-Adm in istration das Vorhandensein je g li­
cher am erikanischer Industriepolitik ."'’

G rundsätzlich geht es bei industriepolitischen Aktiv i­
täten im In- und Ausland um die Abschirm ung „a lte r“ In­
dustrien gegen in ternationale Konkurrenz sow ie um die 
gezie lte Unterstützung angeblicher Zukunftsindustrien 
durch koordiniertes Handeln von Staat und W irtschaft. 
Zum eist gründet sich die Forderung nach m ehr Staat 
auf die Theorie des M arktversagens. Danach sind über 
eine konsequente M arktordnungspolitik h inausge­
hende punktuelle Interventionen nur dann zu rechtferti-

' Vgl. zu r D e fin itio n sp ro b le m a tik  z, B. K laus -D io to r S c h m I d t : Indu- 
s triepo litik  -  e ine  S tra teg ie  zu r Ü b e rw ind ung  d e r S tru k tu rk r ise ’  Vortrag 
vo r de r 47. M itg lie d e rve rsa m m lu n g  der A rb e itsg e m e in sc fia ft d e u tsc fie r 
w ir tsch a ftsw isscn sch a ftlic f ie r F o rschun gs ins titu te  1984, S. 1 ff.; Sonder- 
gu tach ten  der M onopo lkom m iss ion : Z u sa m m e n sch lu fivo rh a b e n  der 
D a im le r-B enz AG  m it de r M e sse rsch m itt-B o lko w -B lo h m  G m bH , Köln 
1989, S, 147.

- M arku s  C o n r a d :  Industriepo lit ik  als w lrtsch a ftsp o litis ch e  O ption  
in de r S o z ia len  M ark tw irtscha ft. H a m burg  1987, S. 17.

 ̂ E benda, S. 17 f.

“ Vgl. h ie rzu  z. B E co nom ic  R eport o f the  P res iden t: W ash ing ton  D. C. 
1984. S. 87  ff.
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INDUSTRIEPOLITIK

gen, wenn eine M arktkoordination nicht gewährle istet 
wird oder zu erheblichen Nachteilen führt. Dies kann der 
Fall sein, wenn

□  ein natürliches M onopol oder die Tendenz zu ruinö­
ser Konkurrenz die Funktionsfähigkeit des W ettbewerbs 
behindert,

□  öffentliche Güter (und dam it Unteilbarkeiten) vorlie­
gen,

□  externe Effekte existieren oder aber

□  privater und gesam tw irtschaftlicher Zeithorizont d i­
vergieren®.

Dienen den Protagonisten der Industriepolitik beim 
Schutz schrum pfender B ranchen durch Abbrem sen des 
Strukturwandels die Versorgungssicherheit, der m ög li­
che Verlust technischen W issens, W ettbew erbsverfä l­
schungen durch staatliche Hilfen im Ausland oder aber 
die sozialen Kosten abrupter S trukturanpassung als 
Rechtfertigungsgründe, so wird hinsichtlich der Zu- 
kunfts- und Schlüsseltechnolog ien argum entiert, daß 
das m arktw irtschaftliche Anreizsystem  die Forschungs­
und Entw icklungsanstrengungen prim är auf m arktnahe 
Lösungen lenke.

Bei der V ie lzahl denkbarer Ausgestaltungsm öglich­
keiten bedient sich die Industriepolitik im wesentlichen 
handels- und technologiepolitischer Instrum ente. Als 
Beispiele mögen die S tichworte Im portquoten, Außen­
schutz für heim ische Produkte und Technologien, Tech­
nologieparks, Sektor- und projektspezifische FuE-Sub- 
ventionen genügen. Angere ichert wird die Palette ferner 
durch „A n le ihen “ aus anderen Politikbereichen, etwa 
der Aussetzung des Karte llverbots bei Strukturkrisen 
oder bei der Schaffung neuer Produkte und Technolo­
gien. W ie bereits erwähnt, sind in den hier aufgeführten 
westlichen Industrieländern jedoch unterschiedliche 
Definitionen und Strategien der jeweils praktizierten In­
dustriepolitik anzutreffen.

Frankreich

Frankreich blickt auf eine lange industriepolitische 
Tradition zurück. Schon zu Zeiten Ludwigs des XIV. und 
seines F inanzm inisters Golbert beanspruchte der Staat 
das Recht, R ichtung und Tempo der w irtschaftlichen 
Entwicklung zu bestim m en -  ein G estaltungsw ille, der 
im M erkantilism us seinen Ausdruck fand und in Form re­
lativ intensiver D irigism en bis in die jüngste Vergangen­
heit hineinreicht.

Als die „p lan ifica tion“ nach Kriegsende aus derTaufe 
gehoben wurde, stand ein um fassendes Sektorm odell

 ̂ Vgl. zu r D iskuss io n  M ark tve rsagen  ve rsus  S taa tsve rsagen  z. B. Rolf 
K r o k e r :  D e reg u lie ru ng  und E n tbü rokra tis ie run g . B e iträg e  des  In s ti­
tuts de r de u tsc fie n  W irtsc fia ft, Nr. 1 3 0 ,8 . 10 ff.

Pate. Herzstück waren die Fünfjahres-W irtschafts- 
pläne. Zwar verlor die planification in der praktischen 
Politik im Lauf der Zeit an Bedeutung, behielt jedoch für 
die Industriepolitik einen nicht zu unterschätzenden 
Stellenwert. Der Regierungswechsel im Mai 1988 
brachte insofern eine gew isse Revitalisierung der p lan i­
fication, als die Laufzeit der Pläne auf vier Jahre ver­
kürzt wurde und diese nunm ehr eine wesentlich straf­
fere Form aufweisen sollen.

Mit den Zielen, als ehem als traditionelles Agrarland 
die Industrie aufzubauen, die in ternationale W ettbe­
werbsfäh igkeit zu stärken sowie die nationale Souve­
ränität der „G rande N ation“ zu garantieren, setzt Frank­
reich -  m it wechselnden Schwerpunkten -  folgende In­
strum ente ein:

□  aktive Konzentrationspolitik,

□  Nationalisierung (in den letzten Jahren zum Teil 
durch Reprivatisierung w ieder rückgängig gem acht),

□  Subventionen,

□  Förderung von Forschung und Entwicklung.

D ieses Instrum entarium  wird jeweils projektbezogen
angewandt. Die Concorde, der TGV oder die Force de 
Frappe sind einige der bekanntesten Beispiele. Gerade 
in der Projektpolitik w irbt Frankreich für eine engere eu­
ropäische Kooperation. Projekte w ie Airbus, Ariane und 
Hermès stehen für diese neue Strategie der verstärkten 
industriepolitischen Zusam m enarbeit der europäischen 
Partner,

Die Bilanz der industriepolitischen Aktivitäten in 
Frankreich ist nicht unum stritten: So konstatierte die 
OECD 1986 eine brillante Fassade, hinter der auf breiter 
Front (besonders bei hochwertigen Konsum gütern) ein 
Niedergang der industrie llen Kreativität stehe. Zu einem 
erheblichen Teil sei dies der Industriepolitik anzulasten, 
die den internen W ettbewerb verm indere oder besei­
tige, K lein- und M ittelbetriebe vernachlässige und die 
kom m erzielle Verwertbarkeit technischer A usnahm ele i­
stungen oft nicht angem essen berücksichtige.

Die französische Regierung hat hieraus entspre­
chende Schlüsse gezogen. Mehr Raum für die M arkt­
kräfte, Liberalisierung und Angebotsorientierung lau­
tete in den letzten Jahren die w irtschaftspolitische De­
vise, wobei abzuwarten bleibt, ob die jüngste W iederbe­
lebung der planification nicht doch w ieder zu einer über­
holten Industriepolitik zurückführt.

Japan

Japan betreibt seit Kriegsende eine schlagzeilen­
trächtige Industriepolitik. Der Keim zur v ie lzitierten „Ja ­
pan AG" wurde 1947 von einer kleinen Gruppe am erika­
nischer W issenschaftler gelegt, die im Auftrag der
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Hauptverwaltung der alliierten Streitkräfte ein G utach­
ten über die Zukunft der japanischen W irtschaft erstellt 
hatten. Aufbauend auf d ieser Analyse wurde eine Politik 
entw ickelt, die den sektoralen Strukturwandel in A n leh­
nung an die Portfolio-Strategie eines M ehrproduktunter­
nehm ens steuert.

Nach heutigem  Verständnis sieht die japanische Indu­
striepolitik ihre Aufgabe vor allem darin, die W ünsche 
und Bedürfnisse der G em einschaft zu decken, indem 
sie eine kreativitäts- und technologie intensive Industrie- 
s lruktu r fördert, die um weltschonend, rohstoffsparend 
und verbraucherfreundlich ist.

Im einzelnen lassen sich drei Z ielrichtungen unter­
scheiden:

□  Schutzm aßnahm en zur Erhaltung traditioneller Indu­
strien,

□  Anpassungshilfen für strukturschwache Industrie­
zweige,

□  Förderung junger, zukunftsorientierter und vorw ie­
gend technolog ieintensiver Industriezweige,

wobei letztgenanntes Ziel eindeutig im Mittelpunkt steht.

Bei der Verfolgung dieser Z iele bedient sich die japa ­
nische Industriepolitik einer breiten Instrum entenpa- 
lette. Während staatliche Im portrestriktionen und Ex­
portsubventionen an Bedeutung verlieren, gewinnen 
alle Maßnahmen, die auf eine Förderung der Unterneh­
m enskooperation abstellen, an Gewicht. Hierzu gehö­
ren die O rganisation, Koordinierung und finanzie lle Un­
terstützung der G em einschaftsforschung ebenso wie 
die großzügigere Anwendung des Anti-M onopol-G eset- 
zes. Ferner kom m en alle klassischen Instrum ente der 
Industriepolitik, z. B. Steuererleichterungen, direkte 
Subventionierung von Investitionen oder des Kapazi­
tätsabbaus sowie direkte oder indirekte Lohnkostenzu­
schüsse, zum Einsatz.

Schaltstelle für die japanische Industriepolitik ist das 
nahezu legendäre M inisterium  für in ternationalen H an­
del und Industrie (MITI). Hier werden die „V is ionen“ der 
künftigen industriellen Strukturen und Ihrer Strategien 
verfaßt. Zwar liegt die Initiative in der Regel bei den 
M ITI-Beam ten, gleichwohl arbeiten an der Form ulie­
rung von Zielen und Maßnahmen alle betroffenen ge­
sellschaftlichen Gruppen mit.

A llerdings sind dem MITI eine Reihe von schw erw ie­
genden Fehlentscheidungen anzulasten. Beispie ls­
weise

□  erging Anfang der 60er Jahre an die K fz-Hersteller 
die -  nicht befolgte -  Empfehlung, zu einem einzigen 
Herste ller zu fusionieren und nur ein Modell herzu­
stellen.

□  bestanden anfänglich W iderstände gegen den Auf­
bau der Rundfunk- und Fernsehindustrie,

□  w irft die kräftig unterstützte A lum inium - und petro- 
chem ische Industrie kaum G ewinne ab,

□  wurde der N ippon-E lectrical-Com pany in den 70er 
Jahren geraten, sich aus dem  verm eintlich unprofita­
blen Zweig der C om puterfertigung zurückzuziehen,

□  wurden im Stahl- und Schiffbau erhebliche Überka­
pazitäten aufgebaut.

Vor diesem  Hintergrund wird das Urteil des US-Coun- 
cil of Econom ic Advisers verständlich, der 1984 zu dem 
Schluß kam: „They have indeed picked som e industries 
that turned out to be w inners in part because of their 
efforts, but they also picked industries that ended up 
losers. They failed to pick som e big w inners and they 
also picked industries that would have becom e w inners 
w ithout any help. The net effect of these policies on 
econom ic growth is not clear.“ Der Rat führt die Erfolge 
Japans nicht auf die Industriepolitik zurück, sondern auf 
andere Faktoren, be isp ielsweise auf die hohe Sparkapi- 
talbildung.

Auch eine Untersuchung Im Auftrag der Heritage 
Foundation kom m t zu dem  Ergebnis, daß nicht der 
Staatseinfluß für den w irtschaftlichen Aufstieg Japans 
verantwortlich war, sondern die Schaffung günstiger 
Rahm enbedingungen fü r die Unternehm en. Deutlich 
wird dies besonders in der außerordentlich hohen Kapi­
ta lb ildungskraft der japanischen Industrie.

Großbritannien

In G roßbritannien kom m en seit Beginn der 60er Jahre 
industriepolitische M aßnahm en verstärkt zum Einsatz. 
In d ieser Zeit wurde eine relative W achstum sschwäche 
der britischen Volksw irtschaft offenbar. Charakterisie­
ren läßt sich die seither verfo lgte Linie m it dem  Begriff 
der „Jekyll-und-H yde-Po litik“ , d. h. Regierungswech­
sel führten oft zu erheblichen w irtschaftspolitischen 
Kehrtwendungen.

Da die Regierung Thatcher die Stärkung der m arkt­
w irtschaftlichen Kräfte zu einem herausragenden w irt­
schaftspolitischen Ziel erhoben hat, unterscheidet sich 
die derzeitige Industriepolitik vor allem  hinsichtlich der 
Rolle der öffentlichen Unternehmen erheblich von frühe­
ren Ansätzen: Steigerung der Leistungs- und Wettbe­
werbsfähigkeit durch Privatisierung heißt jetzt die Devise.

Ferner kam es im Rahm en der Unternehm ensgrö- 
ßen-Strukturpolitik zu Akzentverschiebungen. Dom i­
nierte früher die Philosophie des „B ig is be tte r“ , so wird 
je tzt auch die Bedeutung k le iner und m ittlerer Unterneh­
men durch entsprechende Förderprogramme gewürdigt.
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Aktive Industriepolitik betre ibt die je tz ige Regierung 
insbesondere m ittels technologiepolitischer M aßnah­
men, Sie fördert den Technologietransfer, beteiligt sich 
finanziell an innovativen Unternehm ensprojekten und 
bemüht sich um ausländische D irektinvestitionen, d. h. 
um innovatives M anagem ent und hochtechnologische 
Produktionsverfahren aus dem  Ausland.

Korporativistische industriepolitische Ansätze erw ie­
sen sich in G roßbritannien als Irrweg. Gänzlich feh lge­
schlagen ist der 1962 gestartete Versuch, in Gestalt des 
National Econom ic Developm ent Council eine indika­
tive Planung einzuführen. Als P lanungsinstrum ent un­
geeignet fungiert das m it Vertretern des U nternehm ens­
verbandes, der Gewerkschaften, der Regierung sowie 
mit unabhängigen Sachverständigen besetzte Gre­
mium heute als Beratungsinstanz und D iskussionsplatt­
form.

Vereinigte Staaten

Obwohl von den USA Anfang der 80er Jahre die w e lt­
weite D iskussion um eine „neue Industriepolitik“ ihren 
Ausgang nahm, steuerte die am erikanische W irtschafts­
politik in den letzten Jahren einen Kurs, der mehr denn 
je die Lösung struktureller Anpassungsproblem e dem 
Markt überläßt. Die von der Sorge um die De-Industriali- 
sierung Am erikas geprägten Vorschläge einer bran­
chenspezifischen Industriepolitik, von den Dem okraten 
1984 auch in das W ahlprogram m  aufgenom m en, dü rf­
ten vor allem am tief verwurzelten M ißtrauen der Bürger 
gegenüber Bürokratie und zentra ler P lanung gesche i­
tert sein.

Die Prinzipien der am erikanischen W irtschaftspolitik 
der letzten Jahre waren vie lm ehr N ichteinm ischung in 
unternehmerische Entscheidungen, globale statt selek­
tive Maßnahmen sow ie die Verbesserung der institu tio­
neilen und rechtlichen Rahm enbedingungen.

Gleichwohl gibt es zwei Bereiche mit jahrzehnte lan­
ger Tradition selektiver Eingriffe; Branchenspezifische 
Industriepolitik wird einmal betrieben über handelspoliti­
sche Protektion, vor allem strukturschwacher Branchen, 
wobei noch offen ist, welche Auswirkungen der 1988 ver­
abschiedete OmnibusTrade Bill hierbei haben wird.

Zum anderen gehen von der Technologie- und Be­
schaffungspolitik der am erikanischen Regierung starke 
industriepolitische Im pulse in den Militär- und Sicher­
heitsbereich aus. Vor allem durch die Raum fahrtpro­
gramme sowie die enorm e Beschaffungstätigkeit des 
US-Verteidigungsministeriums waren etwa die raschen 
Fortschritte in der M ikroelektronik m öglich. Diese außer­
ordentlich kostenintensive Schrittm acherfunktion der s i­

cherheitspolitischen Überlegungen zeigt jedoch unm it­
te lbar die m angelnde Übertragbarkeit der am erikan i­
schen Variante selektiver B ranchenstrukturpolitik auf 
andere w estliche Industriestaaten.

Bundesrepublik Deutschland

Trotz -  oder wie Kritiker behaupten wegen -  fo rtge­
setzter „ordnungspolitischer Sündenfälle“ sah sich die 
Bundesrepublik Anfang der 80er Jahre besonders ho­
hem Anpassungsdruck gegenüber Das „G espenst“ 
vom Verlust der W ettbewerbsfähigkeit, von einer Tech­
nologie lücke in zentra len Bereichen, ging um. In diesem 
Klima gedieh naturgemäß die von den USA herüberge­
schwappte D iskussion um eine „neue Industriepolitik“ 
auch in der Bundesrepublik besonders gut. Kern der De­
batte war die zentra le Fragestellung; „M ehr Staat oder 
m ehr M arkt?" Dabei verliefen die Fronten m itten durch 
Politik, W issenschaft und G esellschaft: W olfgang Roth 
und Lothar Späth schlugen sich neben anderen auf die 
Seite der Befürworter industriepolitischer Aktivitäten, 
Graf Lam bsdorff, die „F ün fW eisen“ , der W issenschaftli­
che Beirat beim BMWi etwa setzen dagegen auf den 
Koordinationsm echanism us „M arktw irtschaft“ .

Vor allem die industriepolitischen Aktivitäten in e in i­
gen süddeutschen Bundesländern, die dort sowohl von 
den M inisterpräsidenten als auch von e inigen Unterneh­
m ensvertretern angeregt werden, sind Gegenstand hef­
tiger Auseinandersetzungen. Während die M in isterprä­
sidenten dieser Länder sich den Vorwurf des „Neo-M er- 
kantilism us“ gefallen lassen m üssen, werden den Kriti­
kern d ieser „neuen Industriepolitik“ w iederum  „überzo­
gene Vorstellungen von freier M arktw irtschaft" nachge­
sagt®.

Neue Nahrung erhie lt der ordnungspolitische „G lau ­
benskrieg“ durch die vom AEG-Vorsitzenden Dürr mehr­
fach vorgebrachte Forderung nach einer „koordin ierten 
Industriepolitik“ , die -  in Erm angelung eines deutschen 
MITI -  durch eine zentra le Koordinationsstelle im Bun­
deskanzleram t wahrzunehm en sei^. Auch der neue 
W irtschaftsm inister Haussm ann zeigte schnell Flagge. 
Er hält die Vorstellung, man könne die R ichtung und die 
Dynam ik des S trukturwandels durch ein ausgeklügeltes 
System von Subventionen, gezie lten Anreizen oder mit 
industriepolitischen Koordinierungszirkeln in ge­
wünschte Bahnen lenken und so die Notwendigkeit der 
Anpassung reduzieren, für absurd: „D ie Politik ist be­
reits heute außerordentlich gefordert, um die Einhaltung

® Vgl. h ierzu G erhard  F e l s :  B rauch en  w ir e ine  „N e u e  Ind u s trie p o li­
t ik "?, in: Innovation , Nr. 3 /1986, S. 213 tf.

 ̂ Vgl. h ie rzu  H e inz D ü r r :  W ir b rauche n  e in M IT I, in : W irtsch a ftsw o ­
che. Nr. 47/1988 , S. 40  ff.
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notwendiger Spielregeln für das M arktgeschehen zu ge ­
währle isten. Als Schiedsrichter darf der Staat nicht 
selbst zum Akteur auf den Märkten w erden.“®

Die Daimler-Benz-MBB-Fusion

Gefordert ist der W irtschaftsm inister vor allem bei der 
Entscheidung zu der geplanten Fusion von Daimler- 
Benz mit M esserschm itt-Bölkow-B lohm . Die industrie­
politische D iskussion in der Bundesrepublik rankt sich 
aktuell naturgemäß besonders um diesen Fall. V iele Kri­
tiker sehen hierin bereits eine neue Dim ension europäi­
scher Industriepolitik. W orum geht es?

Es geht um eine Neuordnung der deutschen Luft- und 
Raum fahrtindustrie. In den deutschen Unternehm en 
der Luft- und Raum fahrt sind zur Zeit nach den Perso­
nenzahlen nur 37 %  der in der britischen und lediglich 
59 % der in der französischen Luft- und R aum fahrtindu­
strie tätigen A rbeitskräfte beschäftigt. Auch nach dem 
Zusam m enschluß wird das auf die Sparten der Luft- und 
Raum fahrt entfallende Um satzvolum en des Daimler- 
Benz-Konzerns im m er noch wesentlich kle iner sein als 
das entsprechende Volumen der Konkurrenten im A us­
land. Nach einem Zusam m enschluß würde der e rw e i­
terte Daim ler-Benz-Konzern in Europa nach British Ae- 
rospace den 2. Platz belegen, weltweit wird er auf Platz 
12 rangieren. Bereits diese M arktdaten zeigen, daß 
auch nach einer Fusion intensiver W ettbewerb auf euro­
päischer und in ternationaler Ebene herrschen wird.

Es geht ferner um die privatw irtschaftliche S icherung 
der deutschen Beteiligung am europäischen Airbus. Die 
angestrebte Neuordnung schließt als wesentliches Ziel 
mit ein, MBB und Airbus zu privatisieren. Damit ist s i­
chergestellt, daß das A irbus-Unternehm en seinen euro­
päischen Industriepartnern im W ettbewerb als g le ichge­
wichtiges, nach industrie llen G esichtspunkten geführ­
tes Unternehm en zugeordnet wird.

Schließlich werden durch die vorgesehene Bete ili­
gung allein bis zum Jahre 2000 Subventionen in der 
Größenordnung von rund 3 Mrd. DM eingespart. Der 
Aufwand der Ö ffentlichen Hand für die W echselkursab­
sicherung gegenüber dem Dollar wird bis zu diesem 
Zeitpunkt stufenweise abgebaut und danach völlig ent­
fallen. Ohne die geplante Fusion wäre ein Ende der S ub­
ventionslast, die vom Steuerzahler aufzubringen ist, un­
absehbar Es braucht an dieser Stelle nicht besonders 
darauf hingewiesen zu werden, daß eine eventuelle m iß­
bräuchliche Ausnutzung von Abhängigkeitsverhältn is­
sen den kartellrechtlichen M ißbrauchstatbeständen zu-

“ H e lm ut H a u s s m a n n :  A n tw o rten  g ib t nur de r M arkt, in: W irt-
scha ftsw ocho , N r  4 '1989, S. 29.

zurechnen und in jedem  Falle vom Bundeskartellam tzu 
prüfen wäre.

Es geht also nicht um ein gezie ltes, koordiniertes Zu­
sam m enspiel von Staat und W irtschaft, sondern um die 
Überführung eines bisher im wesentlichen von staatli­
chen Stellen gesteuerten und kontro llierten Unterneh­
m ens in einen nach industrie llen und betriebswirtschaft­
lichen G esichtspunkten geführten Konzern. Es geht 
nicht um m ehr Subventionen, sondern um einen zeitlich 
exakt term inierten Abbau von Subventionen. Bereits 
dies mag verdeutlichen, daß es sich bei der geplanten 
Fusion keinesfalls um einen Fall der Industriepolitik han­
delt, sondern v ie lm ehr um die Stärkung der Wettbe­
werbsfäh igkeit eines Unternehm ens in den Bereichen 
Luft- und Raumfahrt.

Kritische Bewertung

Auf die Kardinalfrage: Braucht die Bundesrepublik, 
braucht vor allem die deutsche Industrie eine „neue In­
dustriepolitik “ ? kann es nur eine Antwort geben: Wir 
brauchen nicht nur keine „neue Industriepolitik“ , w ir soll­
ten v ie lm ehr auch die alte Industriepolitik abschaffen.

Für diese w irtschaftspolitisch allgem eingültige Posi­
tion lassen sich gew ichtige Argum ente ins Feld führen. 
Mehr Protektionism us, m ehr Subventionen, m ehr Re­
g lem entierung und Regulierung sind die verhängnisvol­
len W egbegleiter einer jeden Industriepolitik:

□  Prote/(//on/smus; Auffällig ist, daß nahezu alle hoch­
industria lis ierten Länder die gleichen Zukunftstechnolo­
gien und Zukunftsprodukte als förderungswürdig anse­
hen. Erklärbar ist diese Identität zum einen dadurch, 
daß die beteiligten Behörden sich derselben Informa­
tionsquellen bedienen, zum anderen aus deren Risiko­
m inim ierungskalkül, das es gebietet, in anderen Län­
dern geförderte Zukunftstechnologien tun lichst eben­
falls unter die staatlichen Fittiche zu nehmen. Ausge­
hend von einem weltweiten Subventions- bzw. Imita­
tionswettlauf kom m t es deshalb in den fraglichen Berei­
chen rasch zu Überkapazitäten. Diese führen letztlich 
zu einem in ternationalen Protektionswettlauf. In dem 
Maße, In dem der W ettbewerb zw ischen Staaten den 
W ettbewerb zw ischen Unternehm en ersetzt, wird der 
freie W elthandel zusätzlich gefährdet und das außenpo­
litische Konflikpotential um einen weiteren Sprengsatz 
angereichert.

□  Subventionen: Unum stritten ist, daß Subventionen 
stets die G efahr der Fehlallokation von Produktionsfak­
toren bergen. Überholte S trukturen werden festge­
schrieben, n ichtsubventionierte (ebenso w ie nicht unter 
Protektion stehende) Branchen oder Unternehm en im 
W ettbewerb diskrim iniert, Besitzstände zem entiert. Er­

458 W IR TSG HAFTSDIENST 1989/IX



REGIONALPOLITIK

folgsmeldungen zur Rechtfertigung staatlicher „F inanz­
spritzen“ halten einer kritischen Überprüfung überw ie­
gend nicht stand. Sie müßten seriöserw eise auf Nettoar­
beitsmarkteffekte abstellen, d. h. vor allem  M itnahm eef­
fekte und O pportunitätskosten alternativer M ittelver­
wendungen abschätzen. Aus S teuergeldern finanzierte 
Erhaltungssubventionen binden auf lange Zeit finan­
zielle Ressourcen, die bei der notwendigen bre itange­
legten Verbesserung der gesam tw irtschaftlichen A nge­
botsbedingungen fehlen.

□  Regulierung und Reglem entierung: Jede Industrie­
politik setzt an die Stelle w ettbewerblicher Auslese zen­
trale Lenkungsm echanism en und verzichtet dam it auf 
die Leistungsfähigkeit des O rganisationsprinzips W ett­
bewerb. Im W ettbewerb wird das in e iner Volkswirtschaft 
vorhandene und verstreute W issen der e inzelnen M arkt­
teilnehmer über die dezentra le Koordination e inze lw irt­
schaftlicher Pläne genutzt. Kenntnisse und Fähigkeiten 
der am W ettbewerb beteiligten Unternehm en gehen in 
die e inzelw irtschaftlichen Pläne ein und schlagen sich

letztlich in den Preisen nieder. Über Preissignale findet 
das dezentra l vorhandene W issen in der Volkswirtschaft 
Verbreitung. N urdurch W ettbewerb w ird W issen nutzbar 
gem acht, das in seiner G esam theit nicht zentral spe i­
cherbar ist und deshalb auch im Falle zentra ler Ent­
scheidungen nicht zur Verfügung steht.

Da grundsätzlich zu bezweifeln ist, ob das System der 
staatlichen Inform ationsgew innung und -Verarbeitung 
überhaupt so treffsicher konzip iert sein kann, daß es die 
„rich tigen" Zukunftstechnolog ien erfaßt und zukünftige 
M arktentw icklungen zutreffend prognostiziert, besteht 
die G efahr m assiver Fehlinvestitionen. Haben die s taat­
lichen Planer auf das „fa lsche Pferd" gesetzt, sind die 
Verluste ungleich größer als im Falle einer e inze lw irt­
schaftlichen Fehlentscheidung. Ungeklärt ist zudem, 
wer die Haftung übernehm en soll, wenn staatliche Ad­
m inistrationen bei der „Zukunftsdeutung" versagen. 
Dies wäre nicht zum  ersten Mal der Fall. Noch immer 
gilt: W as für ein Unternehm en zu risikoreich ist, sollte 
auch dem Steuerzahler zu risikoreich sein.

R E G IO N A LPO LIT IK

Uwe Jens

Aktuelle Probleme der regionalen 
Strukturpolitlk

Die Regionalpolitil< ist seit langem harter Kritik ausgesetzt. Wo liegen 
die Schwachpunkte der gegenwärtig praktizierten regionalen Strukturpolitik? 

Wie lassen sich diese Schwächen überwinden?

Die regionale Strukturpolitik, oder kurz R egionalpoli­
tik, ist ein w ichtiger Teilbereich der Strukturpolitik. 

Während die sektorale und unternehm ensgrößenbezo­
gene Strukturpolitik gem essen an den F inanzausgaben 
ein wenig an Bedeutung verloren hat, rückt die regionale 
Strukturpolitik verstärkt in den M ittelpunkt der w issen­
schaftlichen und politischen D iskussion'. A llein die A n ­
zahl derer, die Regionalpolitik betreiben, hat in den ver­
gangenen Jahren zugenom m en und dem entsprechend

Dr. Uwe Jens, 53, MdB, is t Obm ann de r SPD-Bun- 
deslagsfraktion im  W irtschaftsausschuß des 
Deutschen Bundestages und Vors itzenderder A r­
beitsgruppe W irtschaft der SPD-Fraktion.
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auch die Unübersichtlichkeit. A lsT rägerder Regionalpo­
litik fungieren heute u.a. die EG -Kom m ission , die Bun­
desregierung, die Landesregierungen der Bundeslän­
der, die Landkreise und Kom m unen (Bürgerm eisterwett­
bewerb) und form elle und inform elle Zusam m en­
schlüsse der Gebietskörperschaften.

Die regionale S trukturpolitik der Bundesregierung mit 
der von ihr dom inierten G em einschaftsaufgabe „Ver­
besserung der regionalen W irtschaftsstruktur" (GRW) 
erhält ihre besondere Begründung durch Art. 72 Abs. 2 
Grundgesetz, nach dem der Bund die G esetzgebungs­
kom petenz zur „W ahrung der E inheitlichkeit der

'  Vgl. Paul K l e m m e r :  D ie R eg ion a lpo lit ik  n ich t ü b e rfo rd e rn ', in: 
W IR TS C H A FTS D IE N S T. 67. Jg. (1987). H. 8, S. 379  ff.
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